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§ 32 
AntragsteIlung und Beratung 

Die Bezirksregierungen beraten die Kulturschaffenden 
bei der Antragstellung. Sie bieten regelmäßig Informati­
onsveranstaltungen für Zuwendungsempfängerinnen 
und Zuwendungsempfänger zum Zuwendungsverfahren 
an. 

Teil 8 
Schlussbestimmungen 

§ 33 
Übergangsbestimmung 

Abweichend von §§ 22 Absatz 1, 23 Absatz 1 wird der 
erste Kulturförderplan unmittelbar nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erarbeitet und gilt dann bis zur Veröf­
fentlichung des nächsten Kulturförderplans in der fol­
genden Legislaturperiode gemäß §§ 22 und 23. 

§ 34 
Inkrafttre ten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis zum 31. 
Dezember 2020. 

Düsseldorf, den 18. Dezember 2014 

(L. S. )  

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

Sylvia L ö h r  m a n  n 

Der Finanzminister 

Dr. N orbert W a l t e r - B o r  j a n s  

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

Michael G r 0 s c h e k 

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Svenj a S c h u 1 z e 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Ute S c  h ä f e r 

- Gv. NRW 2014 S. 917 
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Gesetz 
zur Novellierung des Gesetzes über die Zuweisung 

und Aufnahme ausländischer Flüchtlinge 
(Flüchtlingsaufnahmegesetz - FlüAG) 

Vom 18. Dezember 2014 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Novellierung des Gese tzes über die Zuweisung 

und Aufnahme ausländischer Flüchtlinge 
(Flüchtlingsaufnahmegese tz - Flü A G) 

Artikel 1 

Das Flüchtlingsaufnahmegesetz vom 28. Februar 2003 
(Gv. NRW S.  93), das zuletzt durch Gesetz vom 3. De­
zember 2013 (Gv. NRW S.  724) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. § 3 wird WIe folgt geändert: 

a) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

, ,(5) Bei Gemeinden, die unbegleitete minderjäh­
rige Flüchtlinge in Obhut genommen haben, wer­
den diese auf die Zahl der zugewiesenen Asylbe­
werber angerechnet, sofern sie nicht zum 
Personenkreis des § 2 Nummer 1 oder la gehören. 
Die Bezirksregierungen erheben hierzu bei den 
Gemeinden zu den in § 3 Absatz 3 Satz 2 genann­
ten Stichtagen die Zahl der Personen nach Satz 1 
und melden diese bis zum 15 . des Erhebungsmo­
nats der Bezirksregierung Arnsberg. Eine Umver­
teilung der bereits zugewiesenen Asylbewerber er­
folgt nicht." 

b) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und in Satz 1 
werden nach der Angabe "Absatz 4" die Wörter 
"und Absatz 5" eingefügt. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort " Ge­
meinden" die Wörter "ab dem Jahr 2015" einge­
fügt und die Angabe , ,84" durch die Angabe 
,,183,046" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,1.1.2006"  
durch die Angabe ,,1. Januar 2014" ersetzt. 

3. § 4b wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Angabe ,,2014" durch die An­
gabe ,,2015" und die Angabe ,,20 ,405" durch die 
Angabe ,,32,030 " ersetzt. 

b) In Satz 2 werden nach der Angabe "Absatz 1" die 
Wörter "nach Maßgabe von § 3 Absatz 5 "  einge­
fugt. 

4. Nach § 4b wird folgender § 4c eingefügt: 

, ,§ 4c 
Außergewöhnliche Krankheitskosten 

(1) Unbeschadet des § 4 Absatz 1 stellt das Land den 
Gemeinden zusätzliche Finanzmittel für Krankheits­
kosten im Einzelfall zur Verfügung. Berücksichti­
gungsfähig ist der Personenkreis nach § 2, soweit er 
nach § 3 Absatz 3 bei der Zuweisung angerechnet 
wird und bei dem die Krankheitskosten nach § 4 des 
Asylbewerberleistungsgesetzes sowie Kosten nach § 6 
des Asylbewerberleistungsgesetzes, die im Einzelfall 
zur Sicherung der Gesundheit unerlässlich sind, 
für Behandlungen im Kalenderjahr die Summe von 
70 000 Euro je Flüchtling überschreiten. 

(2) Die Kosten oberhalb von 70 000 Euro je Flüchtling 
sind von der jeweiligen Gemeinde frühestens ab dem 
1. Januar und spatestens bis zum 30. Juni des Folgejah­
res bei der zuständigen Bezirksregierung geltend zu 
machen und nachzuweisen. Die zuständige Bezirksre­
gierung erstattet der jeweiligen Gemeinde die Beträge 
oberhalb von 70 000 Euro Je Flüchtling, bei denen die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 vorliegen, in­
nerhalb von zwei Monaten nach Geltendmachung. 

(3) Die §§ 4 und 4b bleiben unberührt." 
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Arti kel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Dusseldorf, den 18. Dezember 2014 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

(L. S. )  
Die Ministerprasidentm 

Hannelore K r a f t 
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Der Finanzminister 

Dr. N orbert W a l t e r - B o r  j a n s  

Der Minister 
fur Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  

Für den Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c h a t  y 

- Gv. NRW. 2014 S. 922 

Verordnung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

über die Finanzierungsbeteiligung 
an den Kosten für Beratungsstellen nach dem 

Schwangerschaftskonfliktgesetz 
(Verordnung zum Schwangerschaftskonfliktgesetz­

Ausführungsgesetz - AG SchKG VO) 

Vom 18. Dezember 2014 

Auf Grund des § 13 des Schwangerschaftskonfliktgesetz­
Ausführungsgesetzes vom 9. Dezember 2014 (Gv. NRW. 
S. 881) verordnet das Ministerium für Famllie, Kinder, 
Jugend, Kultur und Sport im Emvernehmen mit dem Fi­
nanzministenum und mit dem Landtag: 

Teil 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Sachlicher Geltungsbereich 

Diese Verordnung gilt für die Finanzierungsbeteiligung 
des Landes Nordrhein-Westfalen an den Kosten der Be­
ratungsstellen nach den §§ 3 und 8 des Schwanger­
schaftskonfliktgesetzes vom 27. Juli 1992 (BGBL I 
S. 1398), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 28. 
August 2013 (BGBL I S .  3458) geändert worden ist, 
gemäß dem Schwangerschaftskonfliktgesetz-Ausfüh­
rungsgesetz vom 9. Dezember 2014 (Gv. NRW. S. 881). 

Teil 2 
Bewilligungsbehörden und Verwaltungsverfahren 

(§ 13 Satz 2 Nummer 3 des Schwangerschaftskonflikt ­
gesetz -Ausführungsgesetzes ) 

§2 
Bewilligungs behörden 

Zuständige Bewilligungsbehörde ist die Direktorin oder 
der Direktor des Landschaftsverbandes, in dessen Zu­
ständigkeitsbereich der Träger der Beratungsstelle sei­
nen Sitz hat. 

§3 

Verwaltungsverfahren der Zutei lung der 
förderfähigen Beratungs kraftstellen 

(1) Der Antrag auf Zuteilung gemäß § 6 Absatz 1 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetz-Ausführungsgesetzes ist 
schriftlich rechtzeitig vor Beginn der nachfolgenden Zu­
teilungsperiode zu stellen. Die für Schwangerschafts­
beratung zuständige oberste Landesbehörde gibt den 
Zeitpunkt, bis zu dem der Antrag spätestens bei der Be­
willigungsbehörde eingegangen sein muss, in geeigneter 
Weise bekannt. 

(2) Der Antrag 1st zu unterschreiben und mit einer 
rechtsverbindlichen Versicherung über die Vollständig­
keit und Richtigkeit der darin enthaltenen Angaben zu 
versehen. 

§4 

Prüfung des Antrags auf Zuteilung der förderfähigen 
Beratungs kraftstellen 

(1) Die zustandige Bewilligungsbehörde prüft die Voll­
ständigkeit des Antrags. Sie kann die Bewilligung versa­
gen, wenn der eingereichte Antrag nicht vollständig ist 
oder erhebliche Mängel aufweist. 

(2) Smd die Antragsunterlagen vollständig, prüft die Be­
willigungsbehörde die Angaben gemaß § 2 Absatz 1 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetz-Ausführungsgesetzes 
auf ihre Richtigkeit. Sie ist berechtigt, vom Antragsteller 
gegebenenfalls ergänzende Angaben zu fordern. 

§ 5 

Zuteilungs bescheid 

(1) Der Zuteilungsbescheid nach § 6 Absatz 2 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetz-Ausführungsgesetzes legt 
die Anzahl der in der Zuteilungsperiode vom Land zu 
fördernden Beratungskraftstellen einer Beratungsstelle 
fest. Die Zahl dieser förderfähigen Beratungskräfte wird 
angegeben als Summe der Stellenanteile gemäß jeweih­
gern Stundenumfang im Jahr (Vollzeitäquivalent -VZA). 

(2) Der Zuteilungsbescheid ist auf die Dauer einer Zu­
teilungsperiode gemaß § 6 Absatz 3 des Schwanger­
schaftskonfliktgesetz-Ausführungsgesetzes zu befristen. 

§ 6  

Förderverfahren und Festsetzungsbescheid 

(1) Auf der Grundlage des Zuteilungsbescheids nach § 6 
Absatz 2 des Schwangerschaftskonfuktgesetz-Ausfuh­
rungsgesetzes bestimmt die Bewilligungsbehörde die 
Höhe der für die Beratungsstelle gewährten Fördermittel 
durch gesonderten Festsetzungsbescheid. Der Festset­
zungsbescheid ergeht jährlich auf Antrag j eweils für das 
vorangegangene Kalenderjahr. Für das laufende Jahr ge­
wahrt die Bewilligungsbehörde auf Antrag Abschlags­
zahlungen, deren Höhe sich an der Zahl der nach dem 
Zuteilungsbescheid zu fördernden Beratungskraftstellen 
und dem zu erwartenden Umfang der Finanzierungsbe­
teihgung des Landes bemisst. 

(2) Die Leistungsempfänger haben die für das Berichts­
wesen erforderliche Jahreserhebung den zustandigen Be­
hörden zu einem von diesen festgelegten Termin vorzule­
gen. Die für die Schwangerschafts beratung zuständige 
oberste Landesbehcirde setzt unter Beteiligung der Trä­
gerverbande fest, welche Informationen die Jahreserhe­
bung umfasst. 

§7 

Rückforderung 

Die Rücknahme und der Widerruf der Zuteilungs- und 
der Festsetzungsbescheide sowie die Erstattung und Ver­
zinsung der gewährten Fördermittel richten sich nach 
den §§ 48 bis 49 a des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. November 1999 (Gv. NRW. 
S.  602) in der jeweils geltenden Fassung. 
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